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Der Einfluß der Gewerkschaften in ENGLAND

London, 15. Februar

Man könnte den Trade Union 
Congress, die Dachorganisa­

tion der britischen Gewerksdiaften, 
einen Staat im Staate nennen, liefe 
nicht die Idee, daß eine — noch so 
starke — private Interessenvertre­
tung staatliche Funktionen aus­
üben könnte, den im Volksemp­
finden tief verwurzelten Spielre­
geln der parlamentarischen Demo­
kratie zuwider. Die Jahreskonfe­
renz des T.U.C. ist eine A rt von 
Parlament, der Jahresbericht des 
Vorsitzenden ein politisches Ereig­
nis. Die Reden und Resolutionen, 
die oft leidenschaftliche Debatten 
auslösen, berühren alle wichtigen 
wirtschaftlichen, sozialen und poli­
tischen — auch außenpolitischen — 
Probleme und dienen als viel be­
achtetes Spiegelbild der M einungs­
und Gefühlsströmungen in der Ar­
beiterschaft.

Wesentlicher Faktor 
der Labour-Partei

Während die britischen Gewerk­
schaften und ihre Zentralorganisa­
tion Arbeitnehmer aller politischen 
Anschauungen vereinigen, sind sie 
aber gleichzeitig ein wesentlicher 
Faktor der Labour-Partei, der sie 
als korporative M itglieder (und 
Geldgeber) angeschlossen sind. Die 
Blockstimmen der Gewerksdiaften 
gaben auf Labour-Parteikonferen- 
zen mitunter den Ausschlag bei der 
Wahl von Parteifunktionären, und 
die Parlamentsfraktion der Labour- 
Partei zieht die Wünsche der Ge­
werkschaften ebenfalls bei der 
Wahl ihrer Führer in Betracht. Eine

gegen die Wünsche der Gewerk­
schaften gebildete Labour-Regierung 
ist undenkbar. So mächtig sind die 
britischen Gewerkschaften, daß auch 
die Konservativen einen direkten 
Zusammenprall mit ihnen zu ver­
meiden trachten. Sie erkennen das 
Recht der Gewerkschaften, an Lohn­
verhandlungen und -tarifen teilzu­
nehmen, voll an, verlangen aber 
andererseits auch, daß die Gewerk­
schaften frei vereinbarte Kollektiv­
verträge als verbindlich gegen 
eine Opposition in ihren eigenen 
Reihen verteidigen und auch bei 
S treitigkeiten auf die Streikwaffe 
solange verzichten, bis alle Mög­
lichkeiten friedlicher Vereinbarung 
oder Schlichtung erschöpft sind.

Fairplay im Arbeitskam pf
Diese Forderung von Regierung 

und Arbeitgebern wird von lei­
tenden Gewerkschaftsfunktionären 
grundsätzlich anerkannt, aber nicht 
immer m it Erfolg gegen „unver­
antwortliche Elemente" — gemeint 
sind Kommunisten, Scharfmacher, 
Eigenbrödler, m itunter auch ein­
fach Faulpelze — verteidigt. Daß 
Arbeitskonflikte in Großbritannien 
trotz Vollbeschäftigung und Preis­
auftrieb eine Seltenheit sind, be­
weist das hohe Maß von V erant­
wortungsgefühl und „fair play" der 
Gewerkschaften. Aber die wenigen 
großen Streiks in den letzten Jah ­
ren zeigten nicht nur, daß der Ein­
fluß d e r  Gewerkschaften auf ihre 
M itglieder begrenzt ist, sondern 
daß sogar innergewerkschaftliche 
Auseinandersetzungen m itunter in 
einer der Allgemeinheit schaden­
den W eise ausgetragen wurden.

Bei diesen Streiks ging es oft um 
Lappalien, wenigstens von außen 
gesehen. Verdacht von Verschlep­
pungstaktiken bei Lohnverhandlun­
gen, Unzufriedenheit m it veralte­
ten  oder unbequemen Arbeitsm e­
thoden, mit Schichtarbeit und 
Zwang zu Überstunden, künstlich 
geschürte Empörung über angeb­
liche M aßregelung von Arbeitskol­
legen machten sich schnell in Aus­
ständen Luft, denen auch die in der 
hohen Diplomatie der Kollektiv­
vertragsverhandlungen geschulten 
Beamten des britischen Arbeitsmi­
nisteriums nicht immer gleich zu 
Leibe rücken konnten.

Inner ge werkschaflliche
Auseinandersetzungen

Zum Teil gingen die Streiks aus­
schließlich auf innergewerkschaft­
liche Auseinandersetzungen zurück. 
Ganze Belegschaften streikten ver­
schiedentlich, um die Beschäftigung 
eines einzigen nicht gewerkschaft­
lich organisierten Arbeiters zu ver­
hindern, und der Hafenstreik in 
London und an der Nordwestküste 
M itte vorigen Jahres, der den Ver­
lust von schätzungsweise 600 000 
A rbeitstagen mit sich brachte und 
dem britischen Ausfuhrhandel nach­
haltigen Schaden zufügte, ha tte  sei­
nen Grund in einem internen Streit 
zweier großer Gewerkschaften, des 
Transport- und Allgemeinen Ar­
beiter-Verbandes (T. G. W. U.) und 
der N ationalen Vereinigung der 
Schauerleute und Hafenarbeiter 
(N. A. S. D.) über die Anwerbung 
von T. G. W. U.-Mitgliedern durch 
die N. A. S. D. Er endete, sobald 
sich die beiden großen Organisa­
tionen m iteinander verständigt 
hatten.

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus Wirtschafl und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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Daß die N. A. S. D. radikale Ten­
denzen verfolgt, die T. G. W. U. da­
gegen die größte und audi poli­
tisch mächtigste Gewerkschaft ist, 
spielte in  den Streit hinein, ü b e r­
haupt bietet jeder Streik, was auch 
immer sein ursprünglicher Anlaß 
sein mag, ein willkommenes Spiel­
feld für politische Propagandisten. 
So ist es denn nicht verwunderlich, 
daß kommunistische Agitatoren, 
die nirgendwo sonst in England 
Chancen haben, nicht lange fern 
bleiben, wenn irgendein kleiner 
Streik ausbricht. Sie finden bei un­
gelernten und W anderarbeitern 
nodi am meisten Anklang, vor 
allem in den Hafenstädten, und 
auch bei den Elektrikern, die eine 
der virenigen kommunistisch beein­
flußten Gewerkschaften in England 
haben.

Es w ar ein V ertreter dieser Ge­
werkschaft, der auf der letzten 
T. U. C.-Jahreskonferenz der Vor­
standsempfehlung eines als zweite 
Instanz für Schlichtungsverhand­
lungen dienenden unparteiischen 
Schlichtungstribunals widersprach, 
weil es die „Gewerkschaften daran 
hindern würde, einen Streik bis 
zum Endergebnis durchzuführen", 
aber eine Entschließung, daß „in­
offizielle Streiks der Gewerk­
schaftsbewegung und dem Prinzip 
der Kollektivverhandlung schäd-

lid i“ seien, nicht verhindern 
konnte. Eine von seiner Gewerk­
schaft eingebrachte Entschließung 
„gegen alle Formen der Selbstbe­
schränkung in bezug auf Löhne" 
und „für unbedingte Unterstützung 
aller für bessere Löhne und A r­
beitsbedingungen käm pfenden Ge­
werkschaften" wurde abgelehnt.
Keine Käm pfe  —

sondern Verhandlungen
Die überwältigende M ehrheit der 

britischen Gewerkschaftsbewegung 
will keine Lohnkämpfe, sondern 
Lohnverhandlungen — im Sinne 
der politischen und gewerkschaft­
lichen Demokratie ebenso wie aus 
eminent praktischen Gründen: in 
Zeiten der Vollbeschäftigung sind 
nämlich Streiks und Arbeitsausfall 
auch für die A rbeiter (und Gewerk­
schaften) auf lange Sicht kostspie­
lig. Nachdem ihre wichtigsten Ziele 
in bezug auf Löhne, Arbeitsbedin­
gungen, W erksdem okratie, Sozial­
fürsorge und politische A nerken­
nung und Gleichberechtigung er­
füllt sind und ihre Sprecher selbst 
im Parlam ent (natürlich nicht als 
Gewerkschaftler, sondern als Poli­
tiker) sitzen, erscheinen produk­
tionsstörende Kampfmittel den Ge­
werkschaftsführern und den mei­
sten ihrer Anhänger überflüssig 
und der allgemeinen Prosperität 
der Arbeiterschaft abträglich. (A.)

Starke Stellung der Gewerkschaften in SCHW EDEN

Stockholm, 13. Februar 
Q b w o h l sehr viel jüngeren Da­
tums als in  den großen Industrie­
ländern, hat sich in Schweden die 
Gewerkschaftsbewegung eine aus­
gesprochen starke Machtposition 
geschaffen, deren allmähliche Ent­
wicklung ungefähr mit dem Auf­
schwung auf industriellem Gebiet 
zusammenfällt, den Schweden in 
den letzten fünfzig Jahren durch­
gemacht hat. Erst 1898 w urde die 
„Centralorganisation för Sveriges 
fackligt organiserade arbe tare“ 
(Zentralorganisation für die fach­
lich organisierten A rbeiter Schwe­
dens) gegründet, der gegenwärtig 
45 Facfaverbände praktisch aller 
Branchen mit etwa 1,35 Mill, Mit­
gliedern angehören. Die „Lands­
organisationen", das ist die ver­
kürzte Bezeichnung für die ge­
nannte Zentralorganisation, bildet

gewissermaßen das „Dach" der 
schwedischen Gewerkschaften, die 
Fachverbände sind außerdem re ­
gional weitgehend durchorganisiert. 
Neben dieser zur Hauptsache die A r­
beiter umfassenden Zentralgewerk­
schaft gibt es die „Tjänstemännens 
Centralorganisation — TCO" (Zen­
tralorganisation der Angestellten) 
mit etwa 350 000 M itgliedern der 
niederen und m ittleren nichtaka­
demischen Angestelltenkategorien, 
vornehmlich der Industrie, des 
Handels, der Banken, der V er­
sicherungsgesellschaften usw. Hinzu 
kommt schließlich eine nach ihrer 
M itgliederzahl sehr viel kleinere 
Gewerkschaftsorganisation der aka­
demischen Berufe. Die Gesamtzahl 
der gewerkschaftlich organisierten 
Arbeitnehm er Schwedens beläuft 
sich auf ungefähr 2 Mill. Mitglieder, 
darunter eine kleine syndikalistisdi

ausgerichtete Gruppe, die für die 
Gesamtbewegung aber nur von 
untergeordneter Bedeutung ist.

Lohnpolitische Tendenzen
Das Schwergewicht aller gewerk­

schaftlichen A rbeit liegt auch in 
Schweden auf lohn- und sozial­
politischem Gebiet. Schon seit Jah r­
zehnten w erden sämtliche Kollek­
tivverträge zwischen der „Lands­
organisation" und den Zentralver­
bänden der A rbeitgeber bzw. in 
bezug auf die Beamten sogar mit 
der Regierung abgeschlossen. Nach 
der bisherigen Praxis haben die 
Fachverbände der Arbeitnehmer 
mit den korrespondierenden A rbeit­
geberverbänden verhandelt. Infolge 
der starken arbeitsm arktpolitischen 
Situation der Gewerkschaften, die 
durch den bekannten, beson­
ders während der N achkriegsjahre 
immer größer gew ordenen Mangel 
an A rbeitskräften bedingt ist, ist 
das allgemeine Lohnniveau zu dem 
wahrscheinlich höchsten in Europa 
geworden, wobei aber in einzelnen 
Gruppen vor allem der Leichtindu­
strien die Löhne noch beträchtlich 
hinter den am besten gestellten 
Gruppen zurückgeblieben sind. Die 
Bemühungen der Gewerkschaften 
sind infolgedessen seit längerem 
auch in dieser Beziehung auf eine 
„Nivellierung" ausgerichtet, mit der 
sich die A rbeitgeberseite wegen der 
verschlechterten W ettbew erbsver­
hältnisse bisher nidit einverstanden 
erklären konnte.

Gerade in diesem Jah r w urde zum 
ersten Male versucht, die Kollek­
tivverträge zentral und generell nur 
zwischen den Spitzenorganisationen 
von Arbeitnehmern und A rbeitge­
bern auszuhandeln, ein Verfahren, 
das sehr wahrscheinlich noch keine 
Allgemeingültigkeit erlangen wird, 
weil die Gegensätze zu groß sind. 
Deshalb werden die Kollektivver­
träge auch für 1956 voraussichtlich 
noch in besonderen Verhandlungen 
zwischen den Fachverbänden der 
Arbeitnehmer und A rbeitgeber ab­
geschlossen werden. Die Tendenz 
geht zweifellos aber dahin, die 
Lohnpolitik zentralistisch durch die 
beiden Sozialpartner zu regulieren.

Sozialpolitische Ziele
In sozialpolitischer Beziehung 

gilt Schweden bekanntlich seit lan­
gem schon als eine A rt M uster­
land: etwas überspitzt ausgedrückt
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kann sogar gesagt werden, daß 
alle sozialen Wünsche der Arbeit­
nehmer erfüllt worden sind. Vor 
zwei Jahren etwa ist die Frage des 
Urlaubs prinzipiell geregelt wor­
den. Die Verkürzung der Arbeits­
zeit ist seit langem Gegenstand 
eingehender Diskussionen, vor­
läufig aber sieht es nicht danach 
aus, daß die 48-Stuiiden-Wodie 
schon sehr bald durch eine kürzere 
Arbeitswoche ersetzt werden wird. 
Hoch aktuell ist dagegen die Pen­
sionierung der Arbeiter. H ierüber 
wurde vor kurzem ein Gutachten 
bekannt, das jedoch von beiden 
Sozialpartnern abgelehnt worden 
ist und in einigen M onaten erneut 
vorgelegt werden dürfte. Selbst­
verständlich haben die schwedi­
schen Gewerkschaften einen großen 
Einfluß auf die Arbeiterschutzge­
setzgebung, die Förderung des 
Baus von Arbeiterwohnungen und 
alle anderen hierher gehörenden . 
Fragen. In vielen Fällen kann so­
gar gesagt werden, daß die offi­
zielle Wirtschaftspolitik wesentlich 
durdi die gewerkschaftliche Stellung­
nahme beeinflußt wird. Die Position 
der Gewerkschaften wird in Schwe­

den dadurch verstärkt, daß seit Jah r­
zehnten die Regierungen unter so- 
zialdemokratiscäier Führung stehen. 
Die Ortsgruppen der der „Lands­
organisation" angehörenden Fadi- 
verbände sind zum großen Teil der 
Sozialdemokratischen Partei korpo­
rativ  angescfalossen. Zu erwähnen 
ist schließlich, daß der kommunisti­
sche Einfluß in der schwedischen 
Gewerkschaftsbewegung höchst un­
bedeutend ist. Br kommt gegen­
w ärtig nur in den Grubenbezirken

Norrlands in nennenswertem  Maße 
vor und ist hier m ehr aus der 
Landschaft bedingt als durch poli­
tische oder wirtschaftliche Program­
matik. Der geringe kommunistische 
Einfluß hat außerdem die Folge, 
daß gewerkschaftliche Kampfmittel 
zwar prinzipiell nicht abgelehnt 
werden, daß sie aber in den letz­
ten  zwei Jahrzehnten nur in ganz 
geringem Umfang und auch dann 
noch mit W iderwillen eingesetzt 
worden sind. (dt.)

Zerfallsersdieinungen der Gewerkschaften in FRANKREICH

Paris, 14. Februar

g e i t  dem politisch bedingten Zer­
fall der Einheitsgewerkschaft Ende 
1947 befindet sich die französische 
Gewerkschaftsbewegung in  einer 
vorläufig ausweglosen Krise, die mit 
echten Zerfallserscheinungen ver­
bunden ist. Vom politischen Staats­
apparat wird den Gewerkschaften 
weit mehr Bedeutung beigemessen, 
als ihnen ihrer inneren Stärke nach 
zukommt. Man befürchtet übrigens 
mehr ihre demagogischen Übertrei­
bungen, die geeignet sind, das

soziale Klima zu gefährden, als die 
ihnen noch innewohnende A ktions­
kraft.

Die Konkurrenz der Verbände
Zersplitterung und geringer M it­

gliederstand bei mangelnder in ter­
ner Geschlossenheit gehen Hand 
in Hand. Keiner der Gewerkschafts­
verbände hat den Mut, seine Mit­
gliederzahlen zu veröffentlichen. 
Nach ungefährer Schätzung sind 
heute im äußersten Falle noch 
3 Mill. A rbeitnehm er gewerkschaft­
lich organisiert gegenüber 9 Mill.

W ir sichern Jhre 
B n e r ß t e - V e r s o r g u n g

Die Wärme-Ingenieure der E S S O  beraten Sie  gern 

über alle Einzelheiten. Bitte wenden Sie sich on die 

nächsfgelegene ESSO-Verkaufsabteilung und for­

dern Sie den Besuch eines Experten an. Das ist 

ohne jede Verbindlichkeit für Sie.

Verkaufsabteilungen in:

BERLIN . BREMEN . DORTM UND . DO SSELDO RF . D U ISB U RG  

FRANKFURT. H A M B U R G - H A N N  O V E R .  K A S S E L .  K l E l  

KOBLENZ • K D IN  - M A N N H E I M  • M U N C H E N  • M O N S T E R  

N Ü R N B E R G  - R E G E N S B U R G  . S T U H G A R T  . ULM

Für jeden Betrieb ist die Sicherstellung der Energieversorgung von 

entscheidender Bedeutung. In vielen Fällen stellt die Umstellung 

auf Heizöl die Lösung des Problems dar. Dann taucht die ent­

scheidend wichtige Frage auf: „W eld ies ist die richtige W are, und 

wer ist der richtige Lieferant?" Darum ist es wichtig, zu wissen, da ß  

die E S S O -  O rganisation mit ihrer weltweiten Erfahrung jede 

Sorte Heizöl jederzeit und an jeden O rt zu liefern in der Lage ist.
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in den ersten Nachkriegsjahren. 
Die Hälfte dieses M itgliederbestan­
des entfällt auf die kommunistisdie 
Gewerkschaft CGT (Confédération 
Générale du Travail), weniger als 
ein Drittel etwa zu gleichen Teilen 
auf die den Sozialisten naheste­
hende Gewerksdiaft CGT-Force 
O uvrière und die christliche Ge­
werkschaft CFTC (Confédération 
Française des Travailleurs Chré­
tiens), während sich in den Rest die 
Kadergewerkschaft CGC (Confédé­
ration Générale des Cadres) und 
eine längere Liste autonomer V er­
bände wie Buchdrucker, Lehrer, 
Eisenbahner usw. teilen. Die im Zu­
sammenhang mit dem Gaullismus 
1948 hodigekommene sogenannte 
Unabhängige Gewerkschaft, die fi­
nanziell von den Unternehmern 
unterstützt wurde, ist fast ganz 
wieder verschwunden.
Interne Meinungsverschiedenheiten 

In den drei maßgebenden Ver­
bänden CGT, Force O uvrière und 
CFTC steht die Leitung einer mehr 
oder weniger bedeutenden Min­
derheit gegenüber. Am stärksten 
sind die M einungsverschiedenhei­
ten in der Christlichen Gewerk­
schaft, deren M inderheit etwa 40 Vo 
der M itgliederschaft erfaßt und 
einen sehr scharfen Linkskurs mit 
revolutionär klingendem Sprach­
schatz empfiehlt, während sieb die 
M ehrheit traditionsgemäß vorwie­
gend auf die christliche Sozialethik 
stützt. Den Kern der Force Ouv­
rière bilden die Beamten, während 
die Arbeiterm itglieder dort kaum 
ins Gewicht fallen. Die V ertreter 
der A rbeitergruppen drängen je ­
doch auf einen schärferen Kurs, in 
der Hoffnung, auf diese W eise der 
kommunistischen Gewerkschaft e i­
nen Teil ihrer Anhänger entziehen 
zu können. Neuerdings sind selbst 
die Kommunisten inneren Mei­
nungsverschiedenheiten ausgesetzt. 
W ährend die Parteivertreter, die 
den A pparat beherrschen, eine poli­
tische Taktik verfolgen, jede kon­
struktive M itarbeit innerhalb der 
kapitalistischen Struktur ablehnen 
und die These verfechten, im kapi­
talistischen Regime lasse sich die 
m aterielle Lage des A rbeiters auf 
keinen Fall verbessern, hegt eine 
revisionistische Minderheit, die sich 
offiziell außerhalb der kommunisti­
schen Partei befindet, was aus tak- 
tisdien Gründen von den kommuni­

stischen Führern stets gewünscht 
wurde, eine realistischere Einstel­
lung, da die Arbeiter nicht auf die 
Verwirklichung der kommunisti­
schen Gesellschaft w arten könnten 
und auf kurzfristige Vorteile ent­
scheidenden W ert legten. Ihrer 
Überzeugung nach erklärt sich der 
geringe M itgliederbestand der Ge­
werkschaft durch ihre völlig un­
zweckmäßige Politisierung.

Sinnlose Demagogie 
Zweifellos steht die CGT im 

Dienste der kommunistischen Par­
tei, während die anderen Gewerk­
schaften jede parteimäßige Bindung 
ablehnen, jedoch gleichzeitig durch 
ihre betont antikommunistische 
Haltung ein politisches Öepräge er­
halten. Immer wieder werden üb­
rigens bei Streikbewegungen von 
den Kommunisten Versuche zur 
Bildung einer gewerkschaftlichen 
Einheitsfront unternommen. Im be­
trieblichen Rahmen haben sie mit­
unter Erfolg, nie aber auf höherer 
Ebene. Selbst die Linksgruppe der 
christlichen Gewerkschaft steht den 
Kommunisten mißtrauisch gegen­
über. Jedenfalls lastet die politi­
sche H ypothek sehr stark  auf dem 
französischen Gewerkschaftsgefüge 
und ist weitgehend für seine Läh­
mung verantwortlich. Dazu kommt, 
daß in den letzten Jahren  die Ar­
beiter zu der Überzeugung gelang­
ten, die Gewerkschaften könnten 
nur einen geringen Beitrag zur 
V erbesserung ihrer m ateriellen 
Lage leisten, die in der einen oder 
anderen Form eng an das Schicksal 
des Betriebes und an den sozialen 
W illen des jew eils verantwortlichen 
Unternehmers gebunden ist. Von 
der Gewerkschaftsebene verlagerte 
sich so mehr und mehr der soziale 
Kampf in den Betrieb, w ährend die 
Gewerkschaftsleitungen verständ­
nislos auf äußerster Zentralisierung 
ihrer immer wirkungsloser w erden­
den A pparate bestehen. In dem 
verzweifelten Bemühen, ihr An­
sehen innerhalb der Arbeiterschaft 
zu stärken, leisten sie sich seit 
einigen Jahren eine Sozialdema­
gogie, die von den Gewerkschafts­
führern im privaten Gespräch selbst 
als völlig sinnlos bezeichnet wird 
und innerhalb der Arbeiterschaft 
kaum ein Echo findet, weil die 
Lohnempfänger genügend aus der 
zurückliegenden Inflationsperiode 
gelernt haben, um die engen Zu­

sammenhänge zwischen Löhnen 
und Preisen, zwischen Täuschung 
und echter Kaufkraft zu erkennen. 
Dessen ungeachtet verfälschen die 
gewerkschaftlichen Forderungen 
die politische A tm osphäre und tra­
gen nicht wenig zur mangelnden 
Stabilität Frankreichs bei.

Die kommunistische CGT befin­
det sich seit langem in Abseits­
stellung. Obwohl sie bei Betriebs­
ratsw ahlen m eistens zwei Drittel 
der Stimmen und mehr auf sich 
vereinigt, w ird sie wegen ihrer dog- 
matisd^ negativen H altung zu Lohn­
verhandlungen nicht hinzugezogen. 
Einige fortschrittliche Tarifverträge 
mußten von ihr in den letzten Mo­
naten wohl oder übel nachträglich 
gebilligt werden, weil die Beleg­
schaften, einschließlich der kommu­
nistischen Parteim itglieder, mit den 
gewährten V ergünstigungen restlos 
zufrieden waren. Diese V erhält­
nisse sind bezeichnend für den 
augenblicklichen Scheincharakter 
der französischen Gewerkschaften.

Strukturelle Schwäche
Die Schwächen der französischen 

Gewerkschaftsbewegung sind struk­
tureller Art und hätten  sich auch 
ohne die von den Kommuni­
sten verschuldete Politisierung in 
einer Epoche grundlegender Um­
gestaltung des Sozialverhältnisses 
bem erkbar gemacht. Seit ihrer 
Gründung hatten sie einen vor­
wiegend anarchistischen Charak­
ter, an dem die später angenom­
mene marxistische Tünche wenig 
änderte. Die französischen Gewerk­
schaften w aren stets nur fordernd 
und nie konstruktiv, sie entbehr­
ten der in G roßbritannien und auch 
in Deutschland so wichtig gewe­
senen Verbindung m it dem Genos­
senschaftswesen. Besonders ver­
hängnisvoll w irkt sich die eben­
falls traditionelle Politik niedriger 
M itgliedsbeiträge aus. Selbst in 
ihren kurzen Blütezeiten blieben 
die französischen Gewerkschaften 
arm und vernachlässigten völlig die 
wirtschaftliche und soziale Schu­
lung ihrer Kader, die, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, über das 
Dilettantentum nie hinauskamen 
und in  allen V erhandlungen er­
schütternd unterlegen sind. Als 
einzige Funktion verblieb so der 
Gewerkschaftsbewegung bis heute 
und vorläufig auch für absehbare 
Zukunft der Lohnkampf. (fr.)
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Die Zersplitterung ist diarakteristisdi für ITALIEN

Rom, 13. Februar 
ßetrachtet man die Entwicklung 
der italienischen Gewerkschaftsbe­
wegung in der Nachkriegszeit, fällt 
einem die stets fortschreitende Zer­
splitterung auf, die sich seit 1948 
angebahnt hat und noch immer 
nicht zum Stillstand gekommen zu 
sein scheint. Ob es sich hierbei um 
eine dem italienischen Verbands­
wesen innewohnende Erscheinung 
handelt, möge dahingestellt blei­
ben. Tatsache ist, daß sich schon in 
den Anfängen der Gewerkschafts­
geschichte ähnliche Spaltungsten­
denzen zeigten, die dazu führten, 
daß die erst 1874 begonnene Be­
wegung (damals gründeten die 
Drudcer die erste Gewerkschaft) 
noch vor dem ersten W eltkrieg drei 
Dachorganisationen aufkommen 
sah. Der Faschismus stellte dann 
einen völligen Umbruch dar, inso­
fern als er einen dem Korporati­
onenwesen einzugliedernden staat- 
lidien Einheitsverband förderte und 
somit jedes selbständige Gewerk- 
sdiaftsleben unterband.
Das Kräfteverhältnis der Verbände 

Erst nach Kriegsende konnte die 
Gewerkschaftsbewegung sich wie­
der entfalten: so bildete sich 1945 
ein einziger, alle politischen Ten­
denzen umfassender V erband „Con- 
federazione Generale Italiana del 
Lavoro CGIL", der dank seiner ge­
schlossenen Front und der beson­
deren Lage der italienischen W irt­
schaft einige M onate lang eine 
Vormachtstellung einnahm. Die 
Einheit sollte allerdings nicht von 
langer Dauer sein, und zwar zer­
brach sie daran, daß einerseits der 
kommunistische Flügel der O rgani­
sation das Heft an sich zu reißen 
suchte, andererseits die langsam 
erstarkende Schicht der Unterneh­
mer auf die Bildung einer ge­
mäßigteren Organisation pochte. 
Während in der Folgezeit die 
CGIL stets extremere Tendenzen

vertrat, bildeten sich nacheinander 
drei weitere Verbände, in denen 
sich die gem äßigteren Elemente or­
ganisierten; und zwar die eher 
christlich ausgerichtete, wenn auch 
formell gänzlich „freie" „Confede- 
razione Italiana Sindacati Lavora- 
tori CISL" (hinter der die betont 
christlichen „Associazioni Cristiane 
dei Lavoratori Italiani ACLI" ste­
hen), die faschistische „Confedera- 
zione Italiana Sindacati Nazionali 
Lavoratori CISNAL" und die 
„Unione Italiana Lavoratori UIL", 
die alle anderen Richtungen um­
faßt. Daneben kamen auch fach­
liche, zum Teil regional be­
schränkte Gewerkschaften auf, die 
einzeln genommen wohl geringe 
Bedeutung haben, aber dazu bei­
tragen, das Bild auf der Arbeit­
nehm erseite zu verw irren und die 
Front noch mehr zu spalten.

W as die Zahl der Gewerkschafts­
mitglieder betrifft, ist man auf 
Schätzungen angewiesen, da kein 
Verband je  genaue Angaben ver­
öffentlicht hat. Am stärksten — 
wenn auch im Rückgang begrif­
fen —■ ist die CGIL, die wohl rund 
3 Mill. M itglieder zählt, obwohl 
sie selbst 5 Mill. angibt; an zwei­
ter Stelle steht die CISL, deren 
Behauptung, rund 2 Mill. M itglie­
der zu haben, stimmen dürfte i es 
folgen die UIL mit nicht ganz 
500 000 und die CISNAL mit rund 
50 000 Mitgliedern. In diesem Zu­
sammenhang ist es aufschlußreich, 
die Ergebnisse der letzten W ahlen 
der „Commissioni In terne“ (mit 
den deutschen Betriebsräten ver­
gleichbar) in Betracht zu ziehen, da 
sie ein Schlaglicht auf das Stärke­
verhältnis zwischen den einzelnen 
Verbänden werfen: von 839 037 in 
2 755 Industriebetrieben abgege­
benen gültigen Stimmen entfielen 
55 «/» auf die CGIL (gegenüber 65 Vo 
in den vorhergehenden Wahlen), 
35 “/o auf die CISL (gegenüber

27 «/o) 5,6 V» auf die UIL und der 
Rest auf die anderen Gewerk­
schaften.

Kommunisten verlieren an 
Attraktion

Offenbar hat die Taktik der 
Kommunisten die Anziehungskraft 
verloren, die sie bisher ausübte, 
zumal in letzter Zeit die von ihr 
veranstalteten Streiks rheist keinen 
sichtbaren Erfolg zeitigten und die 
Forderungen teilweise selbst von 
den anderen Gewerkschaften als zu 
hochgesteckt empfunden wurden. 
Dies hat sich besonders deutlich 
anläßlich der V ertrâgé über das 
„Conglobamento“ gezeigt, bei 
denen es darum ging, die Löhne, 
die bis dahin aus bis zu 18 ver­
schiedenen Elementen wie Teue- 
rungs-, Brot-, Ausgleichszulagen 
usw. bestanden, zusammenzufassen 
und gleichzeitig eine Lohnerhö­
hung zu gewähren: während nun 
die CGIL die letztere auf 10 ®/o an­
setzte, erklärten sich die anderen 
Verbände mit einer Erhöhung von 
rund 5 V» zufrieden und Unterzeich­
neten den Tarifvertrag, so daß die 
CGIL wohl oder übel klein beige­
ben und ebenfalls unterschreiben 
mußte. Es sei bei dieser Gelegen­
heit darauf hingewiesen, daß es in 
Italien keine allgem einverbindli­
chen Tarifverträge gibt, obwohl 
von der Verfassung die Ausarbei­
tung eines entsprechenden Geset­
zes vorgesehen ist und seit Jahren 
von interessierter Seite gefordert 
wird; die V ereinbarungen sind 
also nur für die sie unterzeichnen­
den Arbeitgeber- bzw. Arbeitneh­
m erorganisationen verbindlich.

Seit über einem Jah r herrscht 
nun in Italien im großen und gan­
zen der Arbeitsfriede, wenn auch 
die CGIL mit aller Gewalt ver­
sucht, mit ihren Forderungen nach 
weiteren Lohnerhöhungen durchzu­
dringen und es auch noch verein­
zelt zu Streiks kommt. Auch von 
seiten der CISL sind Forderungen 
auf w eitere Lohnerhöhungen ge­
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stellt worden, doch hat man sich 
dabei auf den Standpunkt gestellt, 
daß diese im Einklang mit der Pro­
duktivitätszunahm e der einzelnen 
Betriebe und mit deren verm ehr­
ten Einnahmen stehen sollen.

Gewerkschaftspolitische Ziele
Tatsächlich haben die Gewerk­

schaften in der Nachkriegszeit ei­
niges erreicht; man bedenke nur, 
daß bei einem Index der Lebens­
haltungskosten von rund 60 (1938 
=  100) die Löhne der A rbeiter 
(ohne Familienzulagen) im Novem­
ber 1&55 in der Landwirtschaft auf 
87, in der' Industrie auf 70, im 
Handel auf 66 und im Transport­
wesen auf 61 standen, also das 
V orkriegsniveau durchaus über­
schritten haben. Die gleiche Fest­
stellung läßt sich allerdings nicht 
im Hinblick auf die Gehälter der 
A ngestellten in den verschiedenen 
W irtschaftszweigen machen. Im­
m erhin ist die gleitende Lohnskala 
nun allgemein eingeführt und 
schützt die Lohnempfänger vor 
einer Verminderung ihres Real­
lohns durch eine etwaige Geldent­
wertung. Außerdem ist ganz kürz­
lich durchgesetzt worden, daß das 
Parlam ent eine Kommission ein­
setzt, die die in der italienischen 
Industrie herrschenden Arbeitsbe­
dingungen festzustellen hat.

W as die Mitbestimmung im Rah­
men der Betriebsverwaltung be­
trifft, scheinen alle Versuche in 
dieser Richtung nunmehr endgültig 
gescheitert zu sein. Die Mitbestim­
mung wurde zwar nach Kriegsende 
unter den günstigsten Vorausset­
zungen und unter Berufung auf 
A rtikel 46 der Verfassung (die das 
Recht des A rbeiters auf M itarbeit 
bei der Verwaltung der Betriebe 
anerkennt) eingeführt; doch den 
meistens nach politischen Gesichts­
punkten ausgesuchten M itgliedern 
der „Consigli di Gestione" (die 
etwa den deutschen Betriebsaus­
schüssen entsprechen) fehlte die 
notwendige Erfahrung und V orbil­
dung, so daß es der Betriebsleitung 
ein leichtes war, diese Ausschüsse 
beiseite zu schieben.

Zusammenfassend läßt sich fest­
stellen, daß die italienische Ge­
werkschaftsbewegung Wesentliches 
zur W ahrung der Interessen der 
Lohnempfänger geleistet hat und 
noch immer leistet. Daß sie durch 
Unvermögen und Mangel an Er­

fahrung manches versäum te und 
verlor, ist verständlich. A ndererseits 
hat sie auch manches gelernt: so 
hat sie zum Beispiel Bestrebungen 
ausgelöst, die zum Ziele haben, 
diejenigen Betriebe, deren A ktien­
m ehrheit der Staatsholding „Istitut 
di Ricostruzione Industriale IRI" 
gehört, von dem Bundesverband 
der italienischen Industrie, der 
„Confindustria", loszulösen. Der 
Zweck dieser Initiative ist offen-

sichtlich, abgesehen von einer ent­
scheidenden Schwächung der „Conf­
industria", einen Keil in die bisher 
einheitlich organisierte Front auf 
der A rbeitgeberseite zu treiben. Es 
ist nur die Frage, ob und wann 
eine Entsdieidung fällt, da bei den 
vielen und schwerwiegenden In­
teressen, die auf dem Spiele stehen, 
keiner der Gegner nachgeben wird. 
Und zu Kompromissen ist man be­
kanntlich niemals gern bereit. (F-H)

öfifentlidi-reditlidie Tendenzen in der SCHWEIZ

Genf, 15. Februar

Q er „Schweizerische Gewerk­
schaftsbund" betrachtet als sein 
Geburtsjahr das Jah r 1880 und als 
seinen geistigen V ater den schle­
sischen Buchbindergesellen Her­
mann Greulich, der 1862 in  Zürich 
eingewandert w ar und bis zu sei­
nem Tode 1925 am Aufbau des So­
zialismus und der Gewerkschaften 
in der Schweiz entscheidend mit­
gew irkt hat. Als 1906 der „prole­
tarische Klassenkampf“ gegen 
Greulichs W iderstand in die ge­
werkschaftlichen Bundesstatuten 
Aufnahme fand, w urde die Bil­
dung neuer Gewerkschaften auf 
anderer weltanschaulicher Grund­
lage gerechtfertigt. Dieser gewerk­
schaftliche Pluralismus besteht 
noch heute, unbeeinflußt durch den 
Beschluß des sozialistischen öe- 
werksdiaftsbundes vom Jah re  1947, 
parteipolitische N eutralität und 
konfessionelle Toleranz sta tu ta­
risch niederzulegen. W ie die M it­
gliederzahlen zeigen, spielt der 
Schweizerische Gewerkschaftsbund 
eine überragende Rolle: seinen
mehr als 400 000 M itgliedern haben 
die Christlich-Nationalen (Katholi­
ken) gut 70 000 gegenüberzustellen, 
die Evangelischen und die Freien 
oder Freisinnigen nur je  17 000.

Unabhängig vom Schweizeri­
schen Gewerkschaftsbund steht die 
Vereinigung Schweizerischer An­
gestelltenverbände da, von deren 
80 000 M itgliedern rund 60 Vo auf 
die Handlungsgehilfen des Schwei­
zerischen Kaufmännischen Vereins 
entfallen. Diese Vereinigung wird 
von einem links-bürgerlichen N a­
tionalrat geleitet und hat in den 
letzten Jahren bei sozialpolitischen 
Entscheidungen mit dem Gewerk­
schaftsbund zusammengestanden.

Eigentümlich für die Schweiz ist 
die Partnerschaft zwischen dem 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund 
und dem „Föderativverband des 
Personals öffentlicher V erw altun­
gen". Eisenbahner, Postangestellte, 
Zollbeamte und das Personal der 
öffentlichen Dienste (in Kantonen 
und Gemeinden) gehören beiden 
Organisationen an, dem Gewerk­
schaftsbund und dem Föderativver­
band. Diese A ngehörigen der 
öffentlidien D ienste machen ein 
volles V iertel der gesam ten Mit­
gliederzahl des Gewerkschaftsbun­
des aus. Aus ihren Reihen stammte 
N ationalrat Bratschi, der über 
zwanzig Jahre die Geschicke des 
Gewerkschaftsbundes überlegen 
geleitet hat. Erst vor einem Jahr 
ist an seine Stelle der Präsident 
einer echten Arbeitergewerkschaft, 
des Metall- und U hrenarbeiterver­
bandes, getreten.

Das „Friedensstatut“
Vor zwanzig Jah ren  hat sich der 

Schweizer Sozialismus aus der re­
volutionären Partei des Klassen­
kampfes zur staatserhaltenden Par­
tei gewandelt, um sich gegen 
Faschismus und Natio*nalsozialis- 
mus zu schützen. Zur gleichen Zeit 
schlossen in den Jah ren  der W irt­
schaftskrise Dr. Dubois für die Ar­
beitgeber und Konrad Ilg für 
die M etallarbeiter das sogenannte 
Friedensstatut „auf Treu und Glau­
ben", das anstelle von Streiks 
und Aussperrungen den Verhand­
lungsweg vorschrieb. Seither 
herrscht A rbeitsfrieden in der 
Schweiz. Das Friedensstatut drang 
auch in die anderen Berufsgruppen 
ein, und es begann die Ä ra der 
Gesam tarbeitsverträge, deren es 
heute über 1 500 gibt. M ehr als die 
H älfte davon betrifft immer nur
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ein Unternehmen, andere sind lo­
kal und regional begrenzt. Das 
System hat sich nach allgemeiner 
Auffassung bewährt; gut die Hälfte 
aller unselbständig Erwerbstätigen, 
800 000 bis 900 000 Personen, stehen 
unter dem Vertragsrecht.

Auf Drängen der Linken soll die­
ses Vertragsrecht jetzt öffentlich- 
rechtlichen Charakter erhalten. Den 
Gesetzentwurf der Regierung haben 
aber die Arbeitgeber und der Ge­
werkschaftsbund vorerst noch zu- 
rüdcgewiesen. Der letztere w ehrt 
sich gegen die Gleichberechtigung, 
die im Gesetzentwurf den kon­
kurrierenden Splittergewerkschaf-^ 
ten zuerkannt wird. Die V ertreter 
des Schweizerischen Geweik- 
schaftsbundes möchten dank ihrer 
Stärke allein für Tarifverträge 
federführend sein. Die A rbeitgeber 
ihrerseits wehren sich gegen die 
»Arbeitsvertragsgemeinschaft". Im 
Gegensatz zum geltenden Rechts­
schutz werden durch die öffentlich- 
reditliche Konstruktion der A r­
beitsvertragsgemeinschaft den Ge­
werkschaften Befugnisse gegenüber 
Außenstehenden, Kontroll- und 
Klagerecht, eingeräumt. Nach An­
sicht der Arbeitgeber hat sich das 
privatrechtliche Obligationsrecht 
zur Regelung der A rbeitsverträge 
als durchaus genügend bewährt.

Sosialpolitische Ziele
Der GewerkscJiaftsbund hat vor 

kurzem zur Aufrechterhaltung der 
Vollbeschäftigung und zur W ah­
rung der Konsumenteninteressen 
eine Arbeitsgemeinschaft mit der 
Vereinigung der A ngestelltenver­
bände und dem ihm personell eng 
verbundenen Föderativverband des 
Personals öffentlicher Verw altun­
gen gebildet, dies nicht zuletzt 
auch im Hinblick auf eine bevor­
stehende Volksabstimmung über 
die Fortführung der Preis- und 
Mietkontrolle. Nach außen wird 
damit demonstriert, daß eine sach­
lich bestimmte Interessengem ein-’ 
Schaft vor weltanschaulichen Un­
terschieden Vorrang haben soll.

Es lassen sich aber auch in den 
eigenen Reihen des Schweizeri­
schen Gewerkschaftsbundes Gegen­
sätze beobachten, für die der M ar­
xismus nicht mehr die einigende 
Klammer darstellt. Gegensätze be­
stehen zwischen der rechtsstehen­
den, Wirtschafts- und sozialpolitisch 
ausgezeichnet orientierten Metall-
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und Uhrenarbeitergewerkschaft und 
dem Textilarbeiter verband, der für 
kommunistische Infiltration anfäl­
lig sein kann. Die Gewerkschaften 
des Personals öffentlicher V erw al­
tungen haben keine Hemmungen 
gegenüber gesetzlichen Regelun­
gen, wohl aber die Gewerkschaften, 
die m it ihrer Vollbeschäftigungs­
politik an die W eltm ärkte gebun­
den sind und befürchten, bei zu 
w eitgehender gesetzlicher Rege­
lung bleibe für die Gewerkschaften 
nicht mehr genug zu tun, so daß 
sie an Anziehungskraft verlieren.

Die Verstaatlichungspolitik Frank­
reichs und Großbritanniens in den 
N achkriegsjahren hat im Schwei­
zerischen Gewerkschaftsbund wohl 
Anhänger gehabt, aber sie hat

keine Nachahmung gefunden. Das 
gleiche scheint sich je tzt im Hin­
blick auf die deutsche Politik der 
Mitbestimmung zu vollziehen. Es 
gibt Gewerkschafter, die die deut­
sche Theorie der W irtschaftsdemo­
kratie bejahen, aber die leitenden 
Persönlichkeiten des Schweizeri­
schen Gewerkschaftsbundes hegen 
wohl Bedenken, daß das M itbe­
stimmungsrecht Funktionen und 
Kompetenzen von Unternehmern 
und Gewerkschaftsvertretern unzu­
lässig vermengt. Unter dem A spekt 
der Vollbeschäftigungspolitik ge­
winnt für die Gewerkschaft in der 
export - orientierten Schweiz der 
freie Unternehmer an Bedeutung 
und verliert die diabolischen Züge 
der marxistischen Epoche. (el)

Keine klassenkämpferischen Tendenzen in den USA

W ashington, 12. Februar 
£ )ie  organisierte Arbeiterschaft in 
den USA umfaßt m ehr als 16,5 Mill. 
M itglieder in rund- 200 unabhän­
gigen Gewerkschaften („national" 
bzw. „international unions" ge­
nannt, worin kein Unterschied liegt, 
sondern nur die Entstehung aus ehe­
mals rein örtlichen Gewerkschaften 
zum Ausdruck kommt). Damit ist 
ungefähr jeder v ierte erw erbstätige 
Am erikaner gewerkschaftlich orga­
nisiert. Die jährlichen Einnahmen 
aus Beiträgen und Gebühren lassen 
sich für alle Gewerkschaften auf 
fast 500 Mill. $ veranschlagen, 

Organisation  
W egen der großen M annigfaltig­

keit amerikanischer Gewerkschaf­
ten  und ihrer Zielsetzungen lassen

sidi schwerlich verallgem einernde 
Aussagen machen. Die 200 „inter- 

, nationals“ sind selbständige Orga­
nisationen. Es sind alle Größenord­
nungen vertreten, von der winzi­
gen Siderographers' International 
(Stahlstecher) mit 44 M itgliedern 
bis zu den Riesenorganisationen 
der Teamsters (Kraftfahrer), der 
Automobil- und der Stahlarbeiter, 
die jede rund IV4 Mill. M itglieder 
umfassen. Vor 20 Jahren tobten 
innerhalb der American Federation 
of Labor (AFL) bittere Kämpfe, die 
sich im wesentlichen an dem Ge­
gensatz zwischen Fach- und Ein­
heitsgewerkschaft entzündeten. Ob­
wohl diese Frage heute viel von 
ihrer damaligen Schärfe verloren 
hat, so ist der Streit doch keines-
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Wegs beigelegt. Unweigerlich er­
geben sich immer w ieder Kom­
petenzstreitigkeiten zwischen den 
zahlenmäßig starken Industriege­
werkschaften und den (heute aller­
dings kaum noch in reiner Form 
bestehenden) Fachyewerkschaften, 
die um die Organisierung aller An­
gehörigen ihres Berufszweiges in 
versdiiedenen Industrien bemüht 
sind. SdilieiSlich bestehen in  der 
amerikanischen Gewerkschaftsbe­
wegung auch scharfe ideologische 
Gegensätze. Die meisten M itglieds­
organisationen derAFL haben sich 
politisch w eniger betätigt als die 
„jüngeren" Gewerkschaften, die im 
Congress of Industrial Organizati- 
ons (CIO) zusammengeschlossen 
sind. Die Gewerkschaften der Be­
kleidungsindustrie haben sich stark 
für „dritte" politische Parteien ein­
gesetzt, so vor allem für die Ameri­
kanische A rbeiterpartei und später 
die Liberale Partei, die beide im 
Staate New York ihren Schwer­
punkt haben. Eine kleine An­
zahl unabhängiger Gewerkschaften 
schließlich wurden 1949 und 1950 
aus der CIO ausgeschlossen und 
können als kommunistisch geführt 
und beherrscht gelten.

Der 5. Dezember 1955 bezeichnet 
das Ende eines zwanzigjährigen 
Bürgerkrieges in der amerikanischen 
Arbeiterbewegung. An diesem Tage 
w urde von den M itgliedsgewerk­
schaften der AFL und der CIO mit 
überw ältigender M ehrheit der Zu­
sammenschluß zu einer neuen Or­
ganisation, der AFL-CIO, gebilligt. 
Mit 15 Mill. amerikanischen M it­
gliedern (die internationalen Ge­
werkschaften besitzen rund 1 Mill. 
M itglieder außerhalb der USA, die 
in  der oben genannten Zahl von
16,5 Mill. nicht enthalten sind) 
stellt dieser Verband den größ­
ten  gewerkschaftlichen Zusammen­
schluß der freien W elt dar. Er um­
faßt mehr als 90 “/o der ameri­
kanischen Gewerkschaftsmitglieder, 
w ährend über 1,5 Mill. M itglieder 
in  Gewerkschaften außerhalb die­
ses Verbandes organisiert sind. 
Diese nicht angeschlossenen Ge­
werkschaften lassen sich in . 
v ier Hauptgruppen klassifizieren: 
Die Bergarbeitergewerkschaft unter 
ihrem Führer John L. Lewis mit 
600 000 Mitgliedern, die Eisen­
bahnergewerkschaften mit ungefähr 
400 000 M itgliedern, die sich aus 
v ie r mächtigen Fachgewerkschaften

zusammensetzen, dann die wegen 
kommunistischer Beherrschung aus 
der CIO ausgeschlossenen Organi­
sationen, von denen heute noch 
vier als schlagkräftige, unabhän­
gige Gewerkschaften m it einer Ge- 
samtmitgliederzahl von 250 000 — 
300 000 anzusprechen sind (die 
United Electrical W orkers, die 
Mine, Mill and Smelter W orkers, 
die International Longshoremen's 
and W arehousem en's Union, und 
die American Communications As­
sociation), sowie schließlich eine 
Vielzahl kleinerer Organisationen 
und Gruppen.

Wirtschaftliche A ktivität
Die Ziele amerikanischer Gewerk­

schaften unterscheiden sich deutlich 
von denen der Gewerkschaftsbewe­
gung in Europa. Die Arbeiterschaft 
in Amerika lehnt den Klassenkampf 
ab und setzt sich in Theorie und 
Praxis uneingeschränkt für das 
Fortbestehen des Kapitalismus ein. 
Führung wie M itglieder un terstü t­
zen die freie Unternehm enswirt­
schaft und das Gewinnstreben. Auch 
liegen keinerlei Anzeichen dafür 
vor, daß die amerikanische Ge­
werkschaftsbewegung beabsichtigt, 
eine unabhängige politische Partei 
zu errichten.

Die amerikanische Gesellschaft 
zeidinet sich durch große horizon­
tale und vertikale M obilität aus. 
K lassenunterschiede sind erheblich 
fließender als in älteren europä­
ischen Gesellschaften. Die Gewerk­
schaften, die sich nicht auf k lassen­
bewußte M itglieder stützen konn­
ten, haben sich hier von Anfang an 
darauf konzentriert, sich die aus­
schließliche Zuständigkeit für be­
stimmte Funktionen zu sichern so­
wie ihre M itglieder und die Be­
setzung von Arbeitsplätzen durch 
das System des „closed shop" oder 
des „Union shop" zu kontrollie­
ren. Kollektivverhandlungeri über 
Löhne, Arbeitszeit und andere Ar­
beitsbedingungen sind die am w ei­
testen verbreitete Methode, durch 
die sie ihren M itgliedern einen 
fortlaufend gerechten Anteil an den 
enormen in Handel und Industrie 
erzielten Gewinnen zu sichern 
suchen. Mit einem W ort: die ame­
rikanischen Gewerkschaften sind in 
erster Linie „arbeitsplatz-bewußt“, 
und der überwiegende Teil ihrer 
A ktivität resultiert aus rein w irt­
schaftlichen Zielsetzungen; in ty ­

pischer Sicht sind sie m ehr an 
einem A ushandeln günstiger neuer 
K ollektivverträge und an der Be­
seitigung von Unzulänglichkeiten 
bestehender V erträge interessiert 
als an nationalen politischen Ent­
wicklungen und an internationalen 
Problemen der Arbeiterschaft.

Regierung und Gewerkschaft
Seit 1935 sind die jeweiligen Re­

gierungen den am erikanischen Ge­
werkschaften günstig gesonnen ge­
wesen. Durch den N ational Labor 
Relations A ct w urden die Grund­
sätze der K oalitionsfreiheit und 
der K ollektivverhandlung gesetzlich 
unterm auert. Verschiedene Ent­
scheidungen des O bersten Ge­
richtshofes aus der Vorkriegszeit 
betrachteten das A usstelleh fried­
licher Streikposten als eine Form 
der freien M einungsäußerung. Ohne 
Zweifel hatte die wohlwollende 
Regierungspolitik einen erheblichen 
Anteil daran, daß sich die M it­
gliederzahl der Gewerkschaften 
zwischen 1935 und 1955 auf das 
Fünffache erhöhte.

In der Nachkriegszeit sind je ­
doch auch negative Regierungsm aß­
nahmen getroffen worden. Durch 
den Taft-Hartley A ct von 1947 
wurde den A rbeitern ausdrücklich 
das „Recht" zugestanden, auf Or­
ganisierung und K ollektivverhand­
lung zu verzichten. Das Gesetz v er­
bot auch das Prinzip des „closed 
shop", bestätigte Gesetze der Ein­
zelstaaten, die jegliche Form von 
Gewerkschaftsverträgen über so­
ziale Sicherheit untersagten, ver­
bot sekundäre Boykotts und er­
klärte eine Anzahl unfairer A rbeits­
praktiken der Gewerkschaften aus­
drücklich für illegal. M ehrere be­
deutende Gerichtsentscheidungen 
haben die Streikfreiheit einge­
schränkt und das A usstellen von 
Streikposten zu illegalen Zwecken 
verboten. Die amerikanischen Ge­
werkschaften genießen auch heute 
noch große Freiheit, jedoch ist das 
Pendel der Gesetzgebung seit der 
Zeit vor zwanzig Jah ren  nach rechts 
ausgeschlagen. Der kürzliche Zu­
sammenschluß zwischen AFL und 
CIO und die Bedeutung, die das 
Entstehen einer einheitlichen Ge­
werkschaftsfront für die machtpoli­
tischen V erhältnisse hat, haben vor 
kurzem dazu geführt, daß die Ge­
werkschaften erneut eines „Ar­
beitsmonopols" beschuldigt w ur­

70 1956 /  II



den. Es wurden Forderungen laut, 
die Gewerkschaftsfrage entspre- 
diend der Antitrust-Gesetzgebung 
zu regeln.

Politische Betätigung
Die amerikanische Arbeiterschaft 

hat sich traditionell gescheut, sich 
auf politische Aktion einzulassen; 
ihre großen Erfolge hat sie durch 
direkte wirtschaftliche Aktion durch­
gesetzt. Die AFL „belohnte ihre 
Freunde" und bekämpfte ihre Geg­
ner an der W ahlurne. Sie über­
nahm jedoch kaum jemals einen 
umfassenden politischen Propa­
ganda-Feldzug.

Diese Tendenz wandelt sich heute. 
In steigendem Maße betätigt sich 
die amerikanische A rbeiterbew e­
gung als „pressure group", wenn 
auch nicht als ausgesprochene poli­
tische Partei. Die Arbeiterschaft 
hat ihre Lobbyisten bei den ge­
setzgebenden Körperschaften und 
unterstützt einzelne Kandidaten 
und Programme. In dem Maße, in 
dem sich der Regierungseinfluß 
im Wirtschafts­
leben Amerikas   ............— —
stärker geltend 
macht, wurde 

die Arbeiter­
schaft gezwun­
gen, sich zu 
organisieren, um 
ihrerseits die Re­
gierung zu be­
einflussen. Er­
ziehungsbeihil­

fen, Steuersen­
kungen und Pro­
gramme für öf­
fentliche Arbei­
ten berühren alle 
Gewerkschafts­

mitglieder. Eini­
ge Regierungs­
programme, wie 
die Gesetze über 
soziale Sicher­
heit und die Ge­
setzgebung über 
Mindestlöhne, 

können tiefgrei­
fende Auswir­
kungen auf die 
Politik der Kol­
lektivverhand­

lung zeitigen.

Es ist kaum an­
zunehmen, daß 
die amerikani­
sche Gewerk­

schaftsbewegung den Versuch ma­
chen wird, eine eigene „dritte" poli­
tische Partei zu gründen. Der Er­
folg des Eisenbahner-Verbandes, 
der „rechts" wählende Abgeord­
nete unterstützt und sich von die­
sen Unterstützung verschafft, die 
heterogene Struktur der beiden 
größten amerikanischen Parteien 
und die immensen Probleme orga­
nisatorischer Art, denen sich eine 
nationale dritte Partei gegenüber­
sehen würde, all das spricht dafür, 
daß die Gewerkschaften am besten 
beraten sind, wenn sie ihre Tätig­
keit innerhalb des Zwei-Parteien- 
Systems entfalten. Dennoch lassen 
die Beunruhigung über den Taft- 
Hartley-Act und die Anstrengungen 
von Arbeitgebern, die Gewerk­
schaften un ter die Kontrolle der 
Antitrust-Gesetze zu bringen, nur 
einen Schluß zu: Die amerikanische 
Arbeiterbewegung muß sich in 
Zukunft in verstärktem  Maße der 
politischen ' und gesetzgeberischen 
A ktivität zuwenden.

Die Geicerkschaften 
und das demokratische Ethos
Trotz aller Unzulänglichkeiten ist 

das Prinzip der Kollektivverhand­
lung die demokratischste Methode, 
die uns zur Bestimmung von Löh­
nen, Arbeitszeit und anderen Ar­
beitsbedingungen bekannt ist. Die 
W irtschaftsdemokratie ist ein un­
entbehrliches Element der politi­
schen Demokratie. Nicht alle am eri­
kanischen Gewerkschaften sind „de­
mokratisch". Einige werden auto- 
kratisch geführt und kontrolliert, 
andere wurden von Gaunern und 
Gangstern unterwandert, die ört­
liche Gewerkschaften zu ihrer per­
sönlichen Bereicherung einsetzen. 
Die politische Apathie vieler ame- 
rikanischerGewerkschaftsmitglieder 
ist nur zu gut bekannt. Auf das 
Ganze gesehen, müssen wir jedoch 
feststellen, daß die amerikanische 
Gewerkschaftsbewegung einen be­
deutenden Beitrag zur politischen 
wie auch zur W irtschaftsdemokra­
tie geleistet hat. (Mcl)

I V I C T O R I A
=  VERSICHERUNGSGRUPPE

Gesamtprämieneinnahme der Lebens- und
Sachnrsldienings-Besellschaften im Jahre 1954 ..................

151 Millionen DM

Sidierheitsmittel (einsMießUdi technischer Rück­
stellungen) Ende 1954 ................................................... ...

446 Millionen DM

Versidierungsleistungen seit der Wähmngs-
refom  bis Ende 1354  ...................................................

288 Millionen DM
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